
I m N a m e n d e s V 0 l k e s

11/1 HA 318/62 ln dem Rechtsstreit

Beklagten und Revisionsklägerin,

Verkündet

„ „ \ ”@ en
am 40 Beer° 1965 6 g

____——_—._____—_______—___—__——... ___—___..- ‚———_———..——__——

Kläger und Bevisionsbeklagten,

hat der 11. Senat des Buneessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 4° Februar 1965 in berlin,

an der mitgewirkt haben

benatspräsident Dr. H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichter 6 o n n e n b e r g und

Bundesrichter hr„ B u s 3
als weitere Berufsrichter,

bundessozialrichter hr„ r r i t z e m e y e r
’ und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 8 k 1
als ehrenamtliche Richter,

für hecht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgeriehts Niedersachsen vom‘17° August

1962 aufgehoben. Die berufung des Klägers gegen das

Urteil des bozialgerichts Oldenburg vom 9„ Februar

1962 wird zurückgewiesen"
1

In Berufungs— uno im hevisionsverfahren sind keine

hosten zu erstatten.

Von Rechts wegen°
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hie ßeklagte hatte dem Kläger durch Bescheid vom 2„

April 1954 Rente wegen Berufsunfühigkeit bewilligt° Am

9„ hai 1956 antwortete der Kläger auf die Frage nach der

Fortdauer der Beru■unfähigkeit, seine behwerhörigkeit

behindere ihn zwar nach wie vor, er wolle aber, weil er

seit April 1956 bei einer Firma als ßaukaufmann arbeite,

seine Versicherung wieder aufleben lassen (während des

hentenbezugs war der Kläger auf Grund der uozialversiehe—

rungseirektive —6VD— Nr. 20 vom 1. Oktober 1946 beitrage„

d.h„ versicherungsfrei) und nach Ablauf der ersten drei

„onate auf seine heute vernichten° Als die beklagte auf

der nusfüllung des Fragebogens bestand, verneinte der

nlaber nie dahin gestellte Era&e, ob er sich noch für

berufsunfahig halte, und bat im Begleitschreiben (V0m

16° uuni 1956), ”gemäß seinen Antrag vom 9050“ die Rente

nicht mehr zu zahlen, da er wieuer ein Linkommen habe

und sich weiterversiehern möchte° Darauf erteilte die

Beklagte am 29„ Juni 1956 dem kläger einen “Einstellungs—

beseheiu“ mit folgendem „ortlaut: "nachdem sie nach ei—

genen Angaben wieder berufstätig geworden sind und auf

den „eiterbezug des „„„ huhegeldes verzichtet haben, wird

Ihnen gem° „@ 42 des Angestelltenversieherungsgesetzes,

1293, 1296 und 1631 der Reichsversieherungsordnung der

Bescheid erteilt, daß die hentenzahlung mit Ablauf des

monats Juli 1956 eingestellt wird“„ her bescheid war

mit einer Reehtsmittelbelehrung versehen; er wurde dem
Kla&er im Juli 1956 übersandt und von ihm nicht ange—
foehteno

lm Mai 1961 beantragte der hläger erneut Rente wegen Be—

rufsunfähigkeit, weil sich seine schwerhörigkeit ver—

;ehlimmert habe° Durch Bescheid vom 24° Oktober 1961
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lehnte die beklagte den Antrag mangels herufsunfähigkeit

ab° „us dem gleichen Grunde hat das sozialgericht (SG) Olden—

burg die Klage durch Urteil vom 90 Februar 1962 abgewiesen°

Auf die Berufung des hlägers hat das Laneessozialgericht (L5G)

Bescheid und Urteil aufgehoben und die beklagte verurteilt,

die 1954 bewilligte Rente ab Mai 1961 wieuer zu gewähren; zur
‚

begründung hat es ausgeführt: Da der Kläger seit Mai 1961 nicht

berufsunrahig sei, sei ein neuer Rentenanspruch zwar nicht ent—

standen. ber Kläger verlange Jedoch — mindestens hilfsweise

— auch die fortzahlung der alten Rente° Dieses nilfsbegehren

sei als Widerruf des früheren Verzichts zu deuten und — Jeden—

falls ab Mai 1961 — begründet. ber frühere Renteaansprueh sei

durch den Verzicht und den binstellungsbeseheid vom ”9. Juni

1956 nicht untergegangen, weil das Gesetz den hentenverzieht

nicht als Hechtsgrund für den Untergang von hentenansprbchen

vorsehe; abgesehen von dem hentenwegiall kenne es als hrlöschens—

grund nur die hentenentziehung; einen Entziehungsbeseheid habe

die Beklagte um 29° Juni 1956 aber nicht erteilt, auch wenn sie

sich bei der Einstellung auf die bntziehungsvorschriften ge—

stützt und sie offenbar entsprechend angewandt habe; die ent—

Sprechenue Anwendung seheitere daran, daß der Verzicht keine

wesentliche fnoerung der zur hentenbewilligung im Jahre 1954

führenuen Verhältnisse darstelle; die Einstellung habe daher

nicht die “echtswirhung einer Lntziehung haben können° sodann

erörtertc das LSG, ob die Beklagte auf Grund des Verzichts die

hentenzahlung wenigstens einstweilen habe aussetzen udrfen; ua

der Kläger keine Nachzahlung für die Zeit vor hai 1961 begehrte,

ließ es die Frage aber offen; denn selbst bei Zulässigkeit einer
einstweiligen Einstellung (eines ”Rubens” der Rente) könne der
„lager den Verzicht „edenfalls für die Lununft widerrufen, so

daß mindestens vom „iderruf an die hente wieder zu bewahren sei„

Dem lasse sich auch nicht durch eine Umdeutung des „blehnungsbe—

scheides vom 24„ Oktober 1961 in einen bntzlehungsbeseheid begeg—

nen, eine solche Umceutung sei schon an sich nicht zulässig, sie

bleibe aber auch deshalb ohne Erfolg, weil die Voraussetzungen für

eine hentenentziehung ab Mai 1961 gleichfalls fehlten; der Kläger

..4„
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sei nämlich nicht erst Seit Mai 1961 wieuer berufsfähig,

er sei vielmehr schon bei der Rentenbewilligung von 1954

in Wahrheit gar nicht berufeunfähig gewesen°

Mit ner vom LSG zugelassenen Revision beantragt die

beklagte,

das Urteil nes LSG aufzuheben und die Berufung

nes Klägers gegen das Urteil nes eG zurück—

zuweisen°

Lie rügt eine Verletzung des materiellen Rechts° Obgleich

die Reichsvereicherungeorünung (nVO) und cas Angestell—

tenvcreicherungsgesetz (AVG) al und nF Keine Vorschriften

über den Hentenverzicht enthielten, hätten nie Ver—

waltungepraxis und die Rechtsprechung den Verzicht — Je—

deninlle mit Hirkung für uie Zukunft — zuge.aeeeno Ver—

zichtc ein Rentner, weil er sich nicht mehr für berufs—

unfähig halte und damit selbst anerkenne, daß die Vor—

aueoetzungen der Rentenzahlung fehlten, so könne die

heute mit gleicher hirkung wie im Falle der hntziehung

eingestellt und der Verzicht Später nicht mehr wider—

rufen werdeno

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen°

II

Die hevieion der Beklagten ist zu_läseig („ 162 Abs, 1

hr. 1, 164 nes 90zialgerichtegeeetzcs —nGG—) uno begrün—

«let°

;ßowcit aus LSG für die Zeit ab Mai 1961 einen neuen
hentcnenepruch mä■£@lS beruieuniähigkeit des nlägers ver—

neint hat, ist uns Berufungsurteil wencr in nen tatsäch—

lichen Eeetstellungen n0ch in der rechtlichen Schluß—

Lolgerung angegriffen werden und auch nicht zu bean—

standen° hie Entscheidung nee hechtsstreits hängt mit—
--5...
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hin davon ab, ob der hläger die Wienergewährung der 1954 he—

willigten und 1356 eingestellten Rente neanepruchen kann° Das

hat das LSG zu Unrecht bcjahto

Das LSG hat geprü£t, unter welchen Voraussetzungen und mit welcher

tirkung ein berechtigter auf eeine Rente Verzichten und der Ver—

sicherungstrdger die Rente einstellen gäräo Demgegenüber ist

hier Jedoch davon nuezugeheh, daß uie Beklagte die frühere hente

nach dem Verzicht des nlägere durch den hescheiu vom 29° Juni

1956 eingestellt hat und daß dieser Verwaltungseht nach 9 77 SGG

"in der sache bindend” geworden ist; es kommt deshalb uarauf an,

den Inhalt und die rechtliche Tragweite der Regelung dieses Be—

echeids zu ermitteln; insoweit ist des Bundeseozialgericht (BBG)

in der Auslegung des Beecheids frei (nee 7, 55, 56; 11 57)„

Dem LSG ist darin zuzustimnen, daß der "ninetellungsbescheid"

vom 29, Juni 1956 kein Entziehungsbeecheid 1.0, der 33 1293,

1296 HVO up, 42 AVG aF gewesen ist, obgleich sich die Beklagte

in ihm auf diese Vorschriften über die hentenentziehung bezogen.

hat° hohen des Heichevereichérungsamt (AN 1914, 554; vgl° auch

AN 1928, 152) hat nämlich angenommen, daß ner Versicherungsträger

nach einen Verzicht des berechtigten einen Linetellungsbeecheid

und keinen £ntziehungeheecheid zu erteilen hat; dieser kocht—

eprechung ist die Beklagte offenbar gefolgt° Gleichwohl hat der
Bescheic vom 29° Juni 1956 — entgegen der Ansicht des LSG —
praktisch wie ein Lutziehungebeecheid gewirkt und den hentenun—

spruch mit Ablauf des Juli 1956 e‘löech@h lassen° Des folgt zwar
noch nicht aus der im Bescheid verfügten "Einstellung“ der Rente,
weil dieser ßegrift mehreeutig ist° Eine Einstellung der hente

sieht die nvo in ihrer hier maßgebenden Fassung vor dem 1, Januar

1957 — die in der Angestelltenvereicherung entsprechend gegolten
hat (vgl„ „3 41, 44, 45, 51, 204 AVG aF) — an mehreren ntellen

vor; soweit cuvon in den S3 1304, 1626, 1635 die Rede ist, läßt

eich daraue allerdings nichts über die Voraussetzungen und tir—

kungen einer henteneinetellung entnehmen, darüber geben aber die
&; 1278, 1289, 1311 Mitschluß° Nach @ 1278 hVO aF kann die Rente
eingestellt werden, solange die Frage nach Bezügen, die ein Buben

der Rente bewirken, nicht beantwortet wird; hier führt die hin—

_ 6 _
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stellung ihrem sinn une Zweck nach zum huhen der mente,

sie ergreilt also nicht den hentenanspruch als solchen -
das ctemmrecht —, sonuern allein cas aus ihm fließende

hecht uuf uie Jeweils fälligen Linzelleistungen (zur

Unterscheidung zwischen Ltammrecht und Linzelleistungs—

recht vg,l° böG 5, 4, 6 für een Krankengeleansyruch und

TSG 7, 108, 110 sowie 20, 209, 214 für een Versorgungs—

ansrruch nach dem sunu'esversorgungsgesetz)° Ebenso ist

die Vorschrift des @ 1511 ■VO er zu verstehen, die es

een Versicherungsträgcr gestattet, die Zahlung uer Rente

für Qie Dauer eines Heilverfahrens ganz ouer teilweise

einzustellen° Anders verhält es sich uegegen bei @ 1289

uVO uf. hacn dieser Vorschrift wird oie weitere Zahlung

eur dinterbliebenenrente eingestellt, wenn uer Versicher—

te, ucr als verschollen galt, nachge-wiesenermahen noch

lcht; diese Lin„tellung betrifft nicht allein das Recht

auf die Linzelleistung=n une hut nicht nur uas huhen

uer Rente zur Helge; sie greift weiter und erfaßt auch

as stemmrecht, das sie zum Lrlüschen bringto Lumit er—

gibt sich, dub sie "Linstellung" einer hente schon nach

cm Gesetz (uer hVO aF) nicht in Jedem belle die gleiche

u
lil ll." l"— 136 hat

0

inhalt uno rechtliche Tragweite uer Renteneinstellung in

dem Bescheiu vom 29° Juni 1956 müssen somit uurch eine

weitere Auslegung dieses bescheids ermittelt werden,

wozu auch uie Umstände heranzuziehen sind, uie zu seinem

Erluß geführt haben° Label ergeben sich nun Keine nn—

haltspunkte dafür, daß ocr nläger oder die Beklagte }

seinerzeit nur eine einstweilige „ussetzung der Renten—

zuhlung, also ein nuhen der Rente unter Fortueuer des

otummrechts gewollt hätten. Der Kläger wollte nicht

mehr ”zum bezug der heute berechtigt“ sein (Vglo BVD

hr, 20 hr, 1 une 2), um die Lhtrichtung von Pflichtbei-

trägen aus seiner neuen Beschäftigung une die nnrechnung

uieser beiträge auf spätere hentenensyrüche zu ermög—

lichen; er hat deshalb auch susurücklich erklärt, daß
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er sich nicht mehr für berufsunfähig halte° auch die Beklagte hat

einen wegfall eer ßerufsunfahigkeit angenommen und aus uiesem

Grunde in ihrem hinstellungsbescheid auf die .Vorschriften über

die hentenentziehung verwiesen. Gerade die Bezugnahme auf sie,

aber auch die übrigen Umstänue lassen keinen Zweifel, daß der

hinstellungsbescheid nach ieinung der Beklagten wie ein Entzie—

hungsbescheid erkennbar das stammrecht der heute hat erfassen

sollen und daß er bei würdigung aller Umstände so auch von dem

Kläger verstanden werden mußte (vgl° BbG 11, 57)° Damit hat aber

der hinstellungsbescheid den Anspruch auf die heute zum Erlöschen

gebracht° ' «

Die Rechtmaßigkeit der Renteneinstellung vom 290 Juni 1956 ist

in dem vorliegenden Rechtsstreit nicht zu prüfen° selbst wenn

der hinstellungsbeseheid rechtswidrig gewesen ware — weil die

beklagte, wie das LSG meint, das Lrlöschen des Rentenanspruchs

nur durch einen Entziehungsbescheid hätte herbeiführen können, für

den Jedoch die gesetzlichen Voraussetzungen (& 1293 RVO aF) gefehlt

hätten — so wäre der Bescheid vom 290 Juni 1956 deswegen allen—

falls anfechtbar, aber nicht nichtig; eine etwaige Anfechtbarkeit

kann der hldger aber nicht mehr geltend machen, da er den Bescheid

hat binucnd werden assen. „ie etwaige Rechtswidrigkeit des Ein—

stellungsbescheides laßt aber auch die Berufung der Beklagten auf

die eingetretene mindungswirkung Keinesfalls als Rechtsmißbrauch

erscheinen° hie Hechtsprechung in der Kriegsopferversorgung (Ur—

teil des BbG vom 155 November 1961, bozh Nr, 3 zu 3 40 VeerG,

vgl° auch aaO Nr° 8 : BbG 19, 286) hat es im hinblick auf 3 40
VeerG — eine vergleichbare Vorschrift enthält 9 79 AVG — der

Verwaltung zwar versagt, sich auf die hindungswirkung eines frü—

heren bescheides berufen zu uürfen, wenn dieser bescheiu erkenn—

bar und zweifelsfrei zum Nachteil des Berechtigten gegen eine

gesetzliche Vorschrift verstoßen hat° Das ist Jedoch nur dann an—
genommen worden, wenn der frühere Bescheic Jedenfalls auch in

gestanden hat„ lm vorliegenden Falle hat aber die henteneinstellung

mit der materiellen Rechtslage übereingestimmt; der Kläger ist,
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wie das LsG festgestellt hat, nie berufsunfähig gewesen;

die 1954 bewilligte Rente ist ihm ven Anfang an zu Unrecht

gewährt werden°

Ist mithin davon auszugehen, daß der Anspruch auf Rente '

durch den Bescheid vom 29„ Juni 1956 erloschen ist, dann
hat dieser Anspruch später nicht wieder aufleben können‚

selbst dann nicht, wenn der Kläger mit seinem Rentenantrag

vom hai 1961 hilisweise seinen früheren Verzicht “wider—

rufen“ wollte. Linem solchen "widerruf“ kann Jedenfalls

dann keine Bedeutung zukommen, wenn die irühere Rente im

Linvernehmen mit dem Versicherten eingestellt werden ist,

weil die Voraussetzungen für ihre weitere Gewährung fehlten°

ln diesem Fall kommt eine erneute Rentenzahlung nur dann in

nctracht, wenn wieder die Voraussetzungen erfüllt sind,

von eenen das Gesetz die Gewährung von nenten abhängig

macht. nach den Feststellungen des LSG muß die erneute Ge—

währung einer Rente wegen Berufsunfähigheit aber daran

scheitern, daß der Kläger nicht berufsuniähig ist„

Las Urteil des LSG ist hiernach aufzuheben° Der benat kann

selbst in der bache entscheiden° Die Berufung des Klägers

gegen das klagabweisende Urteil des SG erweist sieh£nach den
[

vorstehenden Ausführungen als unbegrünuet; sie ist naher

zurückzuweiseno

Die Kostenentseheidung beruht auf
> 193 SGG°
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